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Berichte

Internationales Seminar über humani­
täres Recht in der heutigen Welt
Dr. VOLKER HENNIG,
Sektion Rechtswissenschaft der Humboldt-Universität zu Berlin 

Prof. Dr. sc. MANFRED MOHR,
Institut für Rechtswissenschaft der Akademie der Wissenschaften der 
DDR

Unter der Schirmherrschaft des UN-Hochkommissars für Flüchtlings­
fragen und des Internationalen Komitees des Roten Kreuzes veran­
stalteten das Internationale Institut für Humanitäres Recht San Remo, 
die Rotkreuzgesellschaften beider deutscher Staaten und das Institut 
für Rechtswissenschaft der Akademie der Wissenschaften vom 6. bis
9. Juni 1990 ein Seminar über das internationale humanitäre Recht in 
der gegenwärtigen Welt. Der gemeinsame Tagungsort Ost- und West­
berlin wurde zum Symbol für das Ende der Teilung Berlins, Deutsch­
lands und Europas. Daraus ergeben sich auch bessere Möglichkeiten 
zur Durchsetzung des bestehenden internationalen humanitären Rechts 
und zu seiner Weiterentwicklung. Ideologische Konfrontation der Ver­
gangenheit ist einer sachlichen Analyse der beträchtlichen Aufgaben 
und Probleme im Bereich des humanitären Rechts gewichen. Das 
Interesse am Berliner Seminar wurde nicht zuletzt an der großen 
internationalen Teilnahme sichtbar. Aus der DDR beteiligten sich 
Prof. M. Mohr (AdW), Prof. W.-D. Wiecorek (Karl-Marx-Universität 
Leipzig), H. Heer (Oberstleutnant a.D.) und Dr. V. Hennig (Humboldt- 
Universität zu Berlin) mit eigenen Beiträgen.

Themenkomplexe des Seminars waren:
1. Sicherung der Wahrung grundlegender Menschenrechte;
2. aktuelle Probleme in der Anwendung des humanitären Völker­
rechts;
3. internationaler Schutz von Flüchtlingen, gegenwärtige Probleme 
und künftige Entwicklungen;
4. Förderung und Verbreitung des internationalen humanitären
Rechts.

Das Seminar war bereits das siebte seiner Art. Beginnend 1984 in 
San Remo fanden bisher Seminare in Budapest, Prag, Moskau und 
Warschau statt. Während die früheren Seminare vor allem Rotkreuz­
funktionäre und Experten aus den osteuropäischen Ländern zusam­
menbrachten, wurden die letzten Veranstaltungen zunehmend gesamt­
europäisch.

Eine Erweiterung war auch im Hinblick auf die Diskussionsschwer­
punkte zu verzeichnen. Erstmals wurde das Thema der Menschen­
rechte als eigenständiger Komplex einbezogen. Unabhängig von al­
len konzeptionell-theoretischen Kontroversen über eine engere oder 
weitere Definition des „humanitären Rechts“, scheint dies auch ge­
rechtfertigt zu sein. Schließlich wirken die Menschenrechte ebenso 
wie das humanitäre Völkerrecht (im engeren Sinne der Regeln für 
den bewaffneten Konflikt) und das Flüchtlingsrecht in die gleiche 
Richtung: die Sicherung einer menschlichen Behandlung und eines 
menschenwürdigen Daseins mit Hilfe des Rechts.

Der Diskussionsverlauf während des Seminars machte deutlich, 
daß die tiefgreifenden politischen Wandlungen in den Ländern Ost­
europas, einschließlich der DDR, das Zurücktreten von Konfronta­
tion und Ost-West-Konflikt neue, günstigere Bedingungen für die 
Menschenrechtsverwirklichung geschaffen, aber noch zu keiner voll­
ständigen Lösung der Menschenrechtsfrage geführt haben. Überwun­
den werden konnte eine offizielle Propaganda, die tatsächliche und 
scheinbare Errungenschaften beim Schutz ökonomischer und sozia­
ler Rechte in der DDR ausschließlich Defiziten in kapitalistischen 
Ländern gegenüberstellte, während sie andererseits Abweichungen 
von grundlegenden internationalen Menschenrechtsstandards im poli­
tischen und Demokratiebereich dieses Landes zu verdecken, ja sogar 
Mängel in Vorzüge umzudeuten suchte. Heute gilt mehr denn je, 
daß es politisch oder ideologisch gefärbte Entschuldigungen für die 
Nichterfüllung völkerrechtlich fixierter Menschenrechtsanforderungen 
nicht geben kann. Jene Standards stellen gewissermaßen neutrale, 
„überparteiliche“ Kriterien für das Erreichen eines Mindestmaßes an 
Menschlichkeit, Freiheit und Demokratie dar.

Trotz der in den letzten Monaten erzielten politischen Fortschritte 
gibt es weiter Defizite bei der Umsetzung der Menschefirechte in 
ihrer Einheit von politischen und sozialen Rechten. Neue Gefahren 
und rückläufige Tendenzen zeichnen sich ab. So wurde von Semi­
narteilnehmern aus Westeuropa auf zunehmende Erscheinungen von 
Rassismus und Ausländerhaß, eines allgemeinen nationalen bzw. so­
zialen Egoismus verwiesen. Für Osteuropa wurde unterstrichen, daß es 
nach der Durchsetzung politischer Freiheitsrechte nunmehr auch - vor 
einem neuen gesamtpolitischen und ökonomischen Hintergrund - um 
die Sicherung z.T. ganz elementarer sozialer Rechte geht. Die Ent­
wicklung der „Noch-DDR“ während der letzten Wochen zeigt, welche 
Probleme sich in diesen Richtungen auftun. In sehr komplexer und 
gravierender Weise spiegeln sich schließlich Menschenrechtsprobleme 
in der auf dem Seminar diskutierten Frage des Minderheitenschutzes 
wider.

Entscheidend ist und bleibt die gewissenhafte innerstaatliche Um­
setzung der Menschenrechte und anderer Normen des humanitären 
Rechts. Darauf war u.a. der Verfassungsentwurf des „Runden Tisches“ 
gerichtet, in den aktuelle internationale Diskussionstrends ebenso 
eingeflossen sind wie Erfahrungen der „friedlichen Revolution“ in 
der DDR oder der bundesdeutschen Verfassungsrechtsentwicklung. In 
der Diskussion wurden dazu u.a. der im Entwurf enthaltene konkre­
tisierte Nichtdiskriminierungsgrundsatz, das Verbot der Auslieferung 
von Ausländem in Länder, in denen ihnen die Beeinträchtigung ihrer 
Menschenwürde oder die Todesstrafe droht, das Recht auf persönli­
chen Datenschutz, das Recht auf Arbeit oder Arbeitsförderung sowie 
die Pflicht zum Schutz der natürlichen Umwelt angeführt.

Nationale Schritte und andere Bemühungen zur Menschenrechts­
realisierung werden auf vielfältige Weise durch internationale För­
derungs- und Kontrollaktivitäten unterstützt. J. Martenson, Unter-Ge­
neralsekretär der UN für Menschenrechte, entwickelte dabei das 
Bild eines Dreiecks: Gesetzgebung/Durchsetzung/lnformation und 
Bildung. Gerade in letztgenannter Hinsicht, in der es speziell auch für 
unseren Raum einen großen Nachholbedarf gibt, haben die Vereinten 
Nationen im Zuge der von ihnen eingeleiteten Weltkampagne für 
Menschenrechte viel geleistet. Jetzt kommt es auf einen möglichst 
rationellen, wirksamen Einsatz der Mittel und auf den Ausbau des 
erreichten Niveaus der internationalen Menschenrechtskooperation an.

Neben dem universellen rückt hier zunehmend der regionale Rah­
men ins Blickfeld. Dabei geht es für Europa um die Zusammenführung 
der KSZE-Prozesse und der weit fortgeschrittenen westeuropäischen 
Integration im Menschenrechtsbereich. Der Vertreter des Europara­
tes, A. Drzemczewski, verwies auf die Vorzüge, aber auch auf die 
noch vorhandenen Mängel des institutionalisierten und formalisierten 
Menschenrechtsschutzsystems seiner Organisation (Europäische Men­
schenrechtskonvention, Europäische Sozialcharta und dazugehörige 
Kontrollverfahren). Er nannte als Voraussetzungen für eine - von 
osteuropäischen Ländern angestrebte - Mitgliedschaft im Europarat: 
pluralistische Demokratie, Rechtsstaatlichkeit („rule of law“) und 
Mitgliedschaft in den betreffenden Menschenrechtsinstrumenten.

Im 2. Seminarkomplex wurde u.a. auf die Notwendigkeit verwiesen, 
einen minimalen Menschenrechtsschutz auch in den nichtinternatio­
nalen bewaffneten Konflikten zu erreichen. Pflichten zur Wahrung 
elementarer humanitärer Normen ergeben sich für die Beteiligten 
dieser Konflikte vor allem aus Art. 3 der Genfer Abkommen von 1949, 
dem Ergänzungsprotokoll II zu diesen Abkommen sowie aus dem Ge­
wohnheitsrecht. Gerade für den Bereich der nichtintemationalen bzw. 
internen Konflikte kann man eine sich überschneidende Wirkung hu­
manitär-völkerrechtlicher und nichtaufhebbarer menschenrechtlicher 
Grundregeln feststellen, die sich zu einem Kembereich zwingenden 
humanitären Rechts (sog. ius cogens) verdichten. Zu einem solchen 
Bereich - einem absoluten Mindeststandard, von dem unter keinen 
Umständen und durch niemanden abgewichen werden darf - kann man 
beispielsweise das Folterverbot, den Nichtdiskriminierungsgrundsatz, 
das Gebot der menschlichen Behandlung von Gefangenen sowie - 
allgemein - das Verbot terroristischer Handlungen rechnen.

Eine Notwendigkeit zur effektiveren Durchsetzung und zur weiteren 
Ausgestaltung dieser Grundsätze bzw. Pflichten wird jedoch schon 
dadurch offenbar, daß 80 Prozent aller Opfer bewaffneter Konflikte 
nach dem Zweiten Weltkrieg aus nichtintemationalen bewaffneten 
Konflikten herrühren. Das gegenwärtige und künftig drohende Aufbre­
chen schwerer ethnischer Konflikte in einigen europäischen Ländern


